
Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Horst Arnold SPD
vom 25.10.2017

Rechtsaufsicht Bezirksklinik Mittelfranken

Ich frage die Staatsregierung:

1.  Wie verfährt die Rechtsaufsichtsbehörde mit anony-
men Schreiben, die bei wahr unterstelltem geschilder-
ten Sachverhalt rechtsaufsichtlich relevante Tatsachen 
benennen?

2.  Inwieweit werden bei den Rechtsaufsichtsbehörden 
rechtsaufsichtliche Akte dokumentiert?

3.  Welche Vorgänge rechtsaufsichtlicher Art wurden seit 
2008 bei der Rechtsaufsichtsbehörde im Zusammen-
hang mit den Bezirkskliniken Mittelfranken bearbeitet?

4. a) In welcher Art und Weise wurden seit 2008 gegenüber 
den Bezirkskliniken Mittelfranken und dem Bezirkstag 
Mittelfranken rechtsaufsichtliche Weisungen und

 b) zu welchem Thema erteilt?

5.  Inwieweit kontrolliert die Staatsregierung die Einhal-
tung von Brandschutzmaßnahmen an und in öffentli-
chen Gebäuden?

 

Antwort
des Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr
vom 25.10.2017

1.  Wie verfährt die Rechtsaufsichtsbehörde mit 
 anonymen Schreiben, die bei wahr unterstelltem-
geschilderten Sachverhalt rechtsaufsichtlich rele-
vante Tatsachen benennen?

Gemäß § 17 Abs. 2 der Allgemeinen Geschäftsordnung für 
die Behörden des Freistaates Bayern (AGO) werden Ein-
gänge, die die absendende Stelle nicht oder unzureichend 
erkennen lassen, grundsätzlich nicht bearbeitet; unabhän-
gig hiervon sind jedoch zum Schutz privater und öffentlicher 
Güter und Rechte die notwendigen Maßnahmen zu ergrei-
fen und andere Behörden zu informieren. Ausgehend von 
diesen Grundsätzen wird die Rechtsaufsichtsbehörde, wenn 
ihr durch ein anonymes Schreiben ein rechtsaufsichtlich re-

levanter Sachverhalt bekannt wird, der betroffenen Kommu-
ne oder der sonstigen der Rechtsaufsicht unterliegenden 
Stelle Gelegenheit zur Äußerung geben, schon um ihr recht-
liches Gehör einzuräumen, und anschließend im Rahmen 
ihres pflichtgemäßen Ermessens darüber entscheiden, ob 
und gegebenenfalls welche rechtsaufsichtlichen Maßnah-
men zu ergreifen sind.

2.  Inwieweit werden bei den Rechtsaufsichtsbehör-
den rechtsaufsichtliche Akte dokumentiert?

Die Kommunalgesetze schreiben grundsätzlich keine be-
stimmte Form für  rechtsaufsichtliche Maßnahmen vor. Dies 
gilt vor allem im Bereich der präventiven Aufsicht, deren 
Aufgabe es ist, die Kommunen bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben verständnisvoll zu beraten, zu fördern und zu schüt-
zen sowie ihre Entschlusskraft und die Selbstverantwortung 
ihrer Organe zu stärken (vgl. Art. 77 Abs. 3 und Art. 90 der 
Bezirksordnung – BezO). Selbst rechtsaufsichtliche Bean-
standungen können in mündlicher Form ergehen, werden 
in der Praxis jedoch in der Regel schriftlich erfolgen. Für die 
Dokumentation bestimmt § 18 Abs. 1 und 2 AGO, dass je-
der Vorgang die zugehörigen Eingänge, die Art der Bearbei-
tung, die wesentlichen Schritte des Geschäftsgangs und die 
Erledigung in ihrer zeitlichen Reihenfolge nachvollziehbar, 
vollständig und dauerhaft erkennen lassen muss. Die  Do-
kumentation rechtsaufsichtlicher Maßnahmen  erfolgt dem-
nach im Rahmen der allgemeinen Aktenführung.

3.  Welche Vorgänge rechtsaufsichtlicher Art wurden 
seit 2008 bei der Rechtsaufsichtsbehörde im Zu-
sammenhang mit den Bezirkskliniken Mittelfran-
ken bearbeitet?

Mit Schreiben vom 21.12.2012 hat der Bezirk Mittelfranken 
dem Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 
(StMI) mitgeteilt, dass gegen den Vorstand des Kommu-
nalunternehmens Bezirkskliniken Mittelfranken, gegen den 
Bezirkstagspräsidenten sowie gegen die Verwaltungsrats-
mitglieder des Kommunalunternehmens anonyme Strafan-
zeigen gestellt worden sind. Mit Schreiben vom 13.05.2013 
hat der Bezirk Mittelfranken das Staatsministerium in Kennt-
nis gesetzt, dass eine weitere anonyme Strafanzeige gegen 
den Vorstand der Bezirkskliniken und mehrere Bezirksräte, 
die zugleich Mitglieder im Verwaltungsrat sind, gestellt wor-
den ist. Das  StMI hat zu den erhobenen Vorwürfen eine 
Stellungnahme der Bezirkskliniken Mittelfranken eingeholt. 
Die Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth hat mit Verfügung 
vom 19.08.2013 entschieden, von der Einleitung eines Er-
mittlungsverfahrens abzusehen, da keine zureichenden tat-
sächlichen Anhaltspunkte für eine verfolgbare Straftat vor-
gelegen haben. Anhaltspunkte für ein rechtsaufsichtlich zu 
beanstandendes Verhalten der Bezirkskliniken Mittelfranken 
oder eines seiner Organe und deren Mitglieder hatten sich 
nicht ergeben.

Anfang März 2013 ging bei der Regierung von Mittel-
franken ein nicht datiertes, anonymes Schreiben ein, in 
dem Verstöße gegen vergaberechtliche Bestimmungen im 
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Zusammenhang mit der Beauftragung eines Projektsteu-
erers und einer Beratungsfirma durch die Bezirkskliniken 
Mittelfranken behauptet wurden. Ähnliche und weitere das 
Finanzgebaren der Bezirkskliniken Mittelfranken betreffen-
de Beschwerden waren Gegenstand eines zur gleichen 
Zeit anonym an den Herrn Ministerpräsidenten gerichteten 
Schreibens. Das StMI hat die Beschwerden geprüft. Es hat 
keine Anhaltspunkte dafür gegeben, dass von den Bezirks-
kliniken Mittelfranken gegen vergaberechtliche Bestimmun-
gen verstoßen worden wäre. Ein Anlass für rechtsaufsichtli-
che Maßnahmen lag nicht vor.

Mit Schreiben vom 26.10.2016 hat der Bezirk Mittelfran-
ken dem StMI als der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde 
– wie Art. 81a BezO dies vorschreibt – die Neufassung der 
Unternehmenssatzung des Kommunalunternehmens Be-
zirkskliniken Mittelfranken angezeigt. Ein Anlass für rechts-
aufsichtliche Maßnahmen lag nicht vor.

Mit Schreiben vom 21.02.2017 hat der Bezirk Mittelfran-
ken das StMI um rechtsaufsichtliche Beratung gemäß Art. 
90 BezO im Zusammenhang mit Überlegungen, den Be-
zirkskliniken zusätzliche Aufgaben zu übertragen, gebeten. 
Die Überlegungen wurden im Ergebnis nicht weiterverfolgt.

4. a) In welcher Art und Weise wurden seit 2008 gegen-
über den Bezirkskliniken Mittelfranken und dem 
Bezirkstag Mittelfranken rechtsaufsichtliche Wei-
sungen und

 b) zu welchem Thema erteilt?
Es gab weder Beanstandungen noch Aufforderungen ge-
mäß Art. 94 BezO, bestimmte Maßnahmen zu treffen, ge-
genüber dem Bezirk und dem von ihm getragenen Kommu-
nalunternehmen, da dazu kein Anlass bestand.

5.  Inwieweit kontrolliert die Staatsregierung die Ein-
haltung von Brandschutzmaßnahmen an und in 
öffentlichen Gebäuden?

Generell ist in Bezug auf das Einhalten von materiell-bauord-
nungsrechtlichen Vorgaben, zu denen auch die in der Frage 
angesprochenen Brandschutzmaßnahmen bei öffentlichen 
Gebäuden zählen, zu unterscheiden: Handelt es sich um 
Gebäude, für die ein bauaufsichtliches Genehmigungsver-
fahren nach Art. 55ff. der Bayerischen Bauordnung  (BayBO) 

durchgeführt worden ist, ist es Aufgabe der örtlich zustän-
digen unteren Bauaufsichtsbehörde gemäß Art. 54 Abs. 2 
BayBO, bei der Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung 
und Beseitigung sowie bei der Nutzung und Instandhaltung 
baulicher Anlagen darüber zu wachen, dass die öffentlich-
rechtlichen Vorschriften und die aufgrund dieser Vorschriften 
erlassenen Anordnungen eingehalten werden. Über Anlass, 
Gegenstand und Umfang der Überprüfung entscheiden die 
unteren Bauaufsichtsbehörden jeweils in eigener Zustän-
digkeit. Angaben darüber, wie oft und in welcher Intensität 
untere Bauaufsichtsbehörden solche Überprüfungen durch-
führen, sind mit vertretbarem Aufwand nicht zu ermitteln.

Soweit es sich um Gebäude handelt, für die Art. 73 Bay-
BO einschlägig ist, gilt: Bauvorhaben des Bundes, des Frei-
staates oder eines Bezirks bedürfen, auch wenn sie ver-
fahrenspflichtig im Sinn der Art. 55. ff. BayBO sind, keiner 
bauaufsichtlichen Genehmigung, wenn die Leitung der Ent-
wurfsarbeiten und die Bauüberwachung einer Baudienst-
stelle des Bundes, Freistaates oder Bezirks übertragen sind 
und diese Baudienststelle mindestens mit einem Bedienste-
ten besetzt ist, der für ein Amt ab der Besoldungsgruppe A 14 
in der Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik, fachli-
cher Schwerpunkt bautechnischer und umwelttechnischer 
Verwaltungsdienst, qualifiziert ist und auch sonst mit Fach-
kräften ausreichend besetzt ist. Art. 73 Abs. 5 BayBO dehnt 
diese Möglichkeit auf Bauvorhaben der Landkreise und 
Gemeinden  unter den entsprechenden Voraussetzungen 
aus. Unter diesen Voraussetzungen bedarf ein Vorhaben, 
wenn Nachbarn oder eine Gemeinde ihm widersprechen, 
der Zustimmung der Regierung (Zustimmungsverfahren, 
Art. 73 Abs. 1 Satz 2 BayBO). Art. 73 Abs. 3 BayBO ordnet 
an, dass die Baudienststelle auch die Verantwortung dafür 
trägt, dass die Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung, 
Beseitigung und Unterhaltung der Anlagen öffentlich-recht-
lichen Vorschriften entspricht. Das hat nicht zur Folge, dass 
die untere Bauaufsichtsbehörde vollständig aus der darge-
stellten Aufgabe des Art. 54 Abs. 2 BayBO entlassen wäre; 
ihre Zuständigkeit ist aber gegenüber der Verantwortung der 
Baudienststelle subsidiär. In erster Linie ist die Baudienst-
stelle verantwortlich.


